Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drudtsadie 1908 


Der Bundesminister des Innern 

VI A 3 - 6584 -A- 379/60 Bonn, den 7. Juni 1960 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Jugendweihe des Deutschen Freidenker -Verbandes 
am 27. März 1960 im Isabellen-Saal des Kölner Gürzenich 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Niederalt, Schütz 
(München), Even (Köln) und Genossen 
— Drucksache 1829 — 


Die Kleine Anfrage beantworte ich wie folgt; 

Zu 1. 

Es trifft zu, 

a) daß zwar nicht der Kölner Oberbürgermeister Burauen, wohl 
aber das Verkehrsamt der Stadt Köln dem Deutschen Frei- 
denker-Verband den Isabellen-Saal des Gürzenich für eine 
Veranstaltung am 27. März 1960 zur Verfügung gestellt 
hat. Die Veranstaltung war dem Amt gegenüber als Feier- 
stunde bezeichnet worden. In Wirklichkeit hat sie sich je- 
doch als atheistische Jugendweihe abgespielt, bei der ein 
Sprecher der roten Fahne auf dem Berliner Brandenburger 
Tor huldigte; 

b) daß bei der Veranstaltung kommunistische Propagandalite- 
ratur aus der Sowjetzone ausgelegt wurde; 

c) daß während der Veranstaltung der ehemalige Leiter der 
Kultur-Abteilung im Parteivorstand der in der Bundesre- 
publik verbotenen KPD, Peter Meter, als Rezitator aufge- 
treten ist. Meter, der im April 1960 in Köln eine neue 
kommunistische Zeitung ,, Rheinische Stimme" herausgegeben 
hatte, ist am 28. April 1960 wegen Betätigung für die ille- 
gale KPD verhaftet worden; 
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d) daß zwei Stadtverordnete der SPD an der Veranstaltung, 
die in der Einladung ausdrücklich als Jugendweihe bezeich- 
net war, zwar nicht als Vertreter der SPD-Fraktion, aber 
als geladene Gäste teilgenommen haben. Es ist ferner fest- 
gestellt worden, daß eine Stadtverordnete der SPD, die dem 
Jugendwohlfahrtsausschuß angehört, sidi um die Überlas- 
sung des Saales an den Deutschen Freidenker-Verband be- 
müht und daß ein Stadtverordneter der SPD den Termin 
für die Veranstaltung mit dem Verkehrsamt der Stadt Köln 
vereinbart hat. 

Zu 2. 

Die Bundesregierung bedauert, daß auf Grund von Bemühungen 
von Vertretern der SPD einer atheistischen Vereinigung ein 
städtischer Saal für eine Veranstaltung überlassen wurde, in 
der diese Vereinigung kommunistisdie Propaganda in einer 
Zeit getrieben hat, zu der sich in der sowjetisch besetzten Zone 
die Bekämpfung der beiden christlichen Kirchen unerträglidi 
verschärft. Da es sich bei dem Vorgang in Köln um eine auf 
ein Bundesland beschränkte Angelegenheit handelt, ist die wei- 
tere Beurteilung Sache der zuständigen Landesregierung. 

Zu 3. 

Die Bundesregierung wird die Landesregierung bitten zu prüfen, 
wie weit kommunistisdie Einflüsse im Deutschen Freidenker- 
Verband festzustellen und welche Maßnahmen erforderlich sind. 


Dr. Schröder 
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